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In Beantwortung der Anfrng0! der AbgoDr G Z e c h n e r und Genossen, 

betreffend Devisen- und Zollvereehen eier Direktoren der "Austria/l . Einkaufs­

organisation der österreichi sch~n Ta.bo.b·cgie im Orient, . Ge s .Ill. b .H. p teilt. 

Bundesminister. für Finanzen DroZ i m !!l e r m 0. n n mit: . 
. 1. Darin der Anfrage behandelte Fall eines Privatankaufes von zwei Kraft­

wagen durch Geschäftsführer der Einkaufsorganisation wurde über meinen 

Auftrag bereits früher einer Untersuchung unterzogem, und zwar in zoll­

reob,tlioher Hinsicht durch 4ie zustäncligen Abteilungen des Bundesmini. 
, 

ateriums fUr Finanzen ~~d in devisenrechtlicher Hinsicht durch die Na-

tionalbanko. 

Die Untersuchung ergab in zollrechtlicher Hinsioht, dass das Ansuch~n um 
Zollermäss1gung für die beiden im Jc!.nre 1947 eiilgefÜhrten Wagen von der 

Einkaufsorganisation gestellt wurde, weil die ~agen für Dienstfahrte~ der 

beiden Geschäftsführer bcsti~t warellqDie Ermässi~~g de~ Zollta~fsatzes 

auf ein Pünftel erfolgte gcrJäss § 5 des Zollüberleitungsgesetzes und ent- . 

sprach der damaligen Praxis, wonach wegen des Fehlens einer einheimisohen 

Erzeugung auch,für die Einfu~r von Privntwagen eine solche Ermässigung 

allgemein gewährt wurde. Für einen der Dinko.ufsorganisation gehörigen 

Wagen hätte die gänzliche Nachsiaht des ZollGls gewährt werden können. 

Die Unters"\lcbung führte der:u'lach zu deo ErGebnis, dass eine Erschleichung 
der Zollermässigung nicht vorliegt und infolgedessen auch der Tatb'estand 

des Versuchee einer Zollhinterziehung nicht gegeben ist. 
In deTi~enrechtlicher Hinsicht hat die Nationnlbank beknnntgegeben, dnss sio 

den aum Ankauf der in Rede stehenden Wagen erforderlichen Betrag der Ein­

kauf'sorganisation zur Verfügung gestellt habe, dass der Betrag aber auch 

dann freigegeben worden wäre, wenn die Wagen in das Eigentum der Geschäfts-
, führer übergegangen wären, soferne sie für Dienstfahrten Verwendung ge~ 

funden hätten. Letztere Voraussetzung traf nach dem Beriahte der Cene1"al­

direktion der Tabo.kregie zu .. Die Nationo.lbank. hat siah decno.ch nioht 'bo"t ~ 

stimmt gefunden, auf Grund des ihr VOB Bundesministerium für Finanzen 
• mitgeteilten Sachverhaltes irg~ndeinc Veranlassung zu treffen. 

II. Hinsi,chtlich des zweiten Teiles der An:frage~ der sich auf den dritten Di­
rektor der Einkaufsorga.nisation Hurta bezog, nir::rmt der Finanzminister an. 
dass er durch seine gelegentlich der Behandlung des Tätigkeitsberiohte8 
des Reohnungshofes in der Sitzung des Nationalrates vom 22.d.M. zur Sprache 
gebrachten schriftliChen Mitteilungen im Gegenstande bereits seine Er­
led:i.gung gefunden habe. 
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